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Verkehrsanbindung Parkmöglichkeiten  

 

 

 

 Sie erreichen uns ab Hbf. mit den Linien 6/6A (Richtung Wiesbaden), 64 (Rich-
tung Laubenheim), 65 (Richtung Weisenau), 68 (Richtung Hochheim), Ausstieg Halte-

stelle „Bauhofstraße“.  Zufahrt über Kaiser-Friedrich-Str. oder Bauhofstraße. 

Parkplatz am Schlossplatz  
(Einfahrt Ernst-Ludwig-Straße), 
Tiefgarage am Rheinufer  
(Einfahrt Peter-Altmeier-Allee) 
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Anforderungen an das Ende der Abfalleigenschaft von mineralischen Ersatz-
baustoffen gemäß § 5 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG)1  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

bei Ersatzbaustoffen, die unter Einhaltung der Anforderungen der Ersatzbaustoffver-

ordnung (ErsatzbaustoffV) hergestellt und entsprechend den Anforderungen dersel-

ben verwendet werden sollen (Einbau in ein technisches Bauwerk), kann grundsätz-

lich davon ausgegangen werden, dass für diese Ersatzbaustoffe das Ende der Ab-

falleigenschaft erreicht ist und sie dementsprechend als Produkte eingestuft werden 

können – sie unterfallen somit nicht mehr dem Abfallrecht. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

gez. Dr. Wolfgang Eberle 

Anlage 

                                            
1 Dieses Schreiben ersetzt unser Schreiben vom 11.12.2023 
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Anlage: 

 

Erläuterungen: 

Wesentlicher Bestandteil der Anforderungen der ErsatzbaustoffV ist ein Qualitätssi-

cherungssystem, wie das System der ErsatzbaustoffV-Güteüberwachungsgemein-

schaft des Baustoffüberwachungsvereins Hessen-Rheinland-Pfalz-Saarland (BÜV-

HRS) oder einem gleichwertigen System, das die Einhaltung der verfahrens- und 

stoffbezogenen Kriterien des § 5 Abs. 1 KrWG gewährleistet. Auch bei Einstufung als 

Produkt müssen diese Ersatzbaustoffe gemäß den Vorgaben der ErsatzbaustoffV ver-

wendet werden (korrekte Aufbereitung und Zuordnung zu den jeweiligen Materialklas-

sen, zum anderen beim Inverkehrbringen die Beifügung von entsprechenden Begleit-

dokumenten (Lieferscheine und verbindliche Anleitungen für den verordnungskonfor-

men Einbau und ggf. zur Dokumentation wie auch zur Anzeigepflicht gemäß Ersatz-

baustoffV)). 

Die Entscheidung, einen Stoff oder Gegenstand unter Bezug auf § 5 Abs. 1 KrWG aus 

dem Regime des Abfallrechts zu entlassen und den aufbereiteten Ersatzbaustoff als 

Produkt in Verkehr zu bringen, obliegt allein dem jeweiligen Abfallbesitzer/-erzeuger 

bzw. Wirtschaftsbeteiligten, in der Regel also demjenigen, der die Aufbereitung des 

Materials vornimmt. Er ist insoweit in seinem unternehmerischen Handeln frei, trägt im 

Gegenzug aber auch das unternehmerische Risiko. Sollte es im Einzelfall Anlass ge-

ben, an dem Erreichen des Produktstatus zu zweifeln, so stehen den zuständigen Be-

hörden weiterhin die einschlägigen abfall- und ordnungsrechtlichen Eingriffsbefug-

nisse zur Verfügung. Allerdings tragen in diesem Fall die Behörden die materielle Dar-

legungs- und Beweislast, dass die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 KrWG nicht erfüllt 

sind. 
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Hintergrund 

Die Bundesregierung hat bisher nicht von der Ermächtigung in § 5 Abs. 2 des KrWG 

zur Bestimmung des Endes der Abfalleigenschaft Gebrauch gemacht, auch nicht mit 

der ErsatzbaustoffV und deren 1. Novelle.  

Grundsätzlich können Abfälle demnach bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 5 

Abs. 1 KrWG das Ende der Abfalleigenschaft erreichen. In der seit 29.10.2020 gelten-

den Fassung hat § 5 Abs. 1 KrWG folgenden Wortlaut: 

(1)  Die Abfalleigenschaft eines Stoffes oder Gegenstandes endet, wenn dieser ein Recycling 

oder ein anderes Verwertungsverfahren durchlaufen hat und so beschaffen ist, dass 

1. er üblicherweise für bestimmte Zwecke verwendet wird, 

2. ein Markt für ihn oder eine Nachfrage nach ihm besteht, 

3. er alle für seine jeweilige Zweckbestimmung geltenden technischen Anforderungen 

sowie alle Rechtsvorschriften und anwendbaren Normen für Erzeugnisse erfüllt sowie 

4. seine Verwendung insgesamt nicht zu schädlichen Auswirkungen auf Mensch oder 

Umwelt führt. 

Liegen diese Voraussetzungen vor, dann endet die Abfalleigenschaft des Stoffes oder 

Gegenstandes grundsätzlich ohne weiteres; weder bedarf es dazu einer konkretisie-

renden rechtlichen Regelung noch einer behördlichen Feststellung oder Bestätigung. 

§ 5 Abs. 1 KrWG ist insoweit eine unmittelbar anwendbare Rechtsvorschrift. 
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Zu den Voraussetzungen im Einzelnen: 

1. "Verwertungsverfahren" 

Erfasst sind alle Verwertungsverfahren im Sinne des § 3 Abs. 23 KrWG (Vorberei-

tung zur Wiederverwendung, Recycling, Verfahren der sonstigen Verwertung). 

Es wird lediglich das Durchlaufen eines Verwertungsverfahrens vorausgesetzt. 

Dazu kann grundsätzlich jedes Verfahren der Verwertung genügen. Nicht voraus-

gesetzt ist dagegen der Abschluss des Verwertungsvorgangs insgesamt (wie z. B. 

die Herstellung eines Endprodukts oder der Einbau eines Baustoffs in ein Bau-

werk). Entscheidend ist an die Anlehnung der Verwertungsdefinition ("Substituti-

onswirkung"), dass aus dem Abfall ein Ressourcen substituierender Nutzen gezo-

gen wird (z. B. Durchlaufen eines Aufbereitungsverfahrens nach der Ersatzbau-

stoffV). 

2. "üblicherweise für bestimmte Zwecke verwendet" 

§ 5 Abs. 1 Nr. 1 KrWG setzt eine konkrete Verwendungsabsicht und einen genau 

definierten Verwendungszweck voraus. Erforderlich, aber auch ausreichend ist 

eine gesicherte Prognose über die konkret geplante Verwendung. Sie ist zu plau-

sibilisieren. 

3. "Markt oder Nachfrage vorhanden" 

Ein Markt ist vorhanden, wenn Angebot und Nachfrage zusammentreffen, sodass 

es zu einer Preisbildung kommen kann. Eine Nachfrage für einen Stoff oder Ge-

genstand liegt vor, wenn die Absicht besteht, diesen zu erwerben. Nur bereits be-

stehende Märkte oder Nachfragen können die Abfalleigenschaft entfallen lassen; 

Märkte oder Nachfragen, die erst geschaffen werden müssten oder könnten, sind 

nicht ausreichend. Ein positiver Marktpreis ist ein erhebliches Indiz für das Nicht-

vorliegen einer Abfalleigenschaft. Umgekehrt kann ein negativer Preis zwar die 

Vermutung für die fehlende Verkehrsfähigkeit des betreffenden Stoffes rechtferti-

gen. Diese Vermutung kann allerdings - z. B. durch verbindliche Abnahmeverträge 

- widerlegt werden. 
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4. "Erfüllung der für den Zweck geltenden technischen Anforderungen, Rechtsvor-

schriften und anwendbaren Normen" 

Maßgeblich sind dabei außenwirksame Rechtsnormen in Gesetzen, Verordnun-

gen und öffentlich-rechtlichen Satzungen. Auch bei den technischen Anforderun-

gen muss es sich um rechtsverbindliche Anforderungen und Normen handeln. 

Verwaltungsvorschriften sind dann relevant, wenn sie normkonkretisierenden 

Charakter und damit Außenwirkung haben. 

Fehlen technische Anforderungen oder Normen, so steht dies dem Ende der Ab-

falleigenschaft grundsätzlich nicht entgegen. Die Gegenauffassung, mangels ent-

sprechender technischer Normen sei ein Ende der Abfalleigenschaft per se aus-

geschlossen, findet im Wortlaut des § 5 Abs. 1 Nr. 3 KrWG keine Stütze. Jener 

setzt gerade nicht die Existenz und Erfüllung normierter Anforderungen voraus, 

sondern spricht von "allen … geltenden" Normen oder Bestimmungen. Maßge-

bend ist bei Fehlen "geltender" technischer Anforderungen oder Normen in materi-

eller Hinsicht mithin alleine, ob die Anforderungen der Nr. 4 des § 5 Abs. 1 KrWG 

erfüllt sind und der Stoff bei seinem konkreten Einsatz zu keinen schädlichen Aus-

wirkungen auf Menschen oder die Umwelt führt. 

5. "keine schädlichen Auswirkungen auf Menschen oder Umwelt" 

Ausgewiesenes Ziel der ErsatzbaustoffV ist, die bei Aufbereitung und Einbau von 

Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke zu beachtenden Anforderungen an den 

Schutz des Menschen sowie des Bodens und des Grundwassers auf Verord-

nungsebene rechtsverbindlich zu regeln. Soweit die Verordnung auf mineralische 

Ersatzbaustoffe Anwendung findet (nicht der Fall ist dies u.a. bei der Verwendung 

von Ersatzbaustoffen als Zuschlagstoffe für Bauprodukte wie Beton oder Ziegel), 

ist daher davon auszugehen, dass von diesen Ersatzbaustoffen keine schädlichen 

Auswirkungen auf Menschen oder Umwelt ausgehen, sofern sie gemäß den Vor-

gaben der Verordnung hergestellt und verwendet werden. Entscheidend ist dafür 

zum einen ihre korrekte Aufbereitung und Zuordnung zu den jeweiligen Material-

klassen, zum anderen die Beifügung von entsprechenden Begleitdokumenten 
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(Lieferscheine, verbindliche Anleitungen für den verordnungskonformen Einbau 

und ggf. zur Dokumentation wie auch zur Anzeigepflicht gemäß ErsatzbaustoffV) 

bei ihrem Inverkehrbringen. 

 

 


